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Kompromiß in Luxemburg 
Verhandlungsgeschick von Außenminister Schröder - die Arbeit geht weiter 

Die zweite Runde der EWG-Beratungen in Luxemburg ist vorüber. Sie en- 
dete, wie bereits ausführlich in den Tageszeitungen berichtet, mit einem 
Kompromiß — wenn auch die Gefahr zukünftiger Meinungsverschiedenheiten 
keineswegs beseitigt erscheint. Die deutsche Delegation hat in Luxemburg die 
Linie eingehalten, zu der sie vom Parlament ermächtigt worden war. 

Wie bereits in den Ausgaben 3 und 
4/1966 dieses Informationsdienstes be- 
richtet, ging es in Luxemburg, als zum 
erstenmal nach fast sieben Monaten die 
sechs Partner der EWG wieder an einem 
Verhandlungstisch saßen, im wesentlichen 
um zwei Fragen: Das Mehrheitsstimm- 
recht und die Abgrenzung der Aufgaben 
zwischen der EWG-Kommission und dem 
Ministerrat. Beiden Problemen hat man 
durch Kompromisse beizukommen ver- 
sucht. 

Bei der Mehrheitsentscheidung wollte 
Frankreich bekanntlich ein Vetorecht gel- 
ten lassen, das nach Ansicht auch der 
CDU/CSU-Fraktion im Bundestag die 
Axt an die Wurzeln der Gemeinschaften 
gelegt hätte. 

Die Lösung, die man nun nach lan- 
jj gem Ringen in Luxemburg fand, stellt 
> an die Partnerländer höhere Anforde- 

rungen als bisher. Es wird verstärkt 
auf eine vertrauensvolle Zusammen- 
arbeit ankommen, denn die Mitglieder 
des Rates sollen sich „innerhalb eines 
angemessenen Zeitraumes" bemühen, 
in strittigen Fragen dann zu einer 
brauchbaren Lösung zu kommen, wenn 
„sehr wichtige Fragen" eines oder meh- 
rerer Partner auf dem Spiel stehen. 

Liier ist übrigens der Kompromiß recht 
schwach, denn Frankreich beharrt darauf, 
daß in solchen Fällen so lange weiter- 
verhandelt werden muß, bis eine ein- 
stimmige Lösung gefunden wird. Unklar- 
heit besteht weiter darüber, was gesche- 
hen soll, wenn keine Einigung zustande 
kommt. 

Von dem guten Willen der Sechs zeugt 
aber der Passus in der Einigungsformel, 
nach der „diese unterschiedlichen Mei- 
nungen nicht verhindern, daß die Arbeit 
der Gemeinschaft nach dem normalen 
Verfahren wieder aufgenommen wird". 

Das zweite Thema war, wie gesagt, die 
Stellung zur EWG-Kommission. Hier 
hatte Frankreich den Standpunkt vertre- 

ten, man müsse die Kommission stärker 
an den Ministerrat binden. Damit wäre 
aber der „dynamische Motor", wie man 
die Kommission oft bezeichnet, entschei- 
dend gebremst worden. Außerdem, so 
sagten auch die Unionsparteien, sei die 
Unabhängigkeit der Kommission gerade 
das Geheimnis ihrer Stärke in der For- 
cierung der europäischen Arbeit. 

Wie aus Luxemburg bekannt wird, hat 
Frankreich bis zuletzt versucht, seinen 
Standpunkt durchzusetzen. Die anderen 
fünf Partner aber blieben fest. Sie setzten 
durch: Das französische Vorhaben, die 
Kommission bei wichtigen Vorhaben zu- 
nächst sozusagen zum Rapport vor dem 

Ministerrat zu befehlen, wurde in die 
erheblich mildere Formel eines „wün- 
schenswerten" Kontaktes umformuliert. 
Ausdrücklich wird festgestellt, daß diese 
Fühlungnahme das Vorschlagsrecht der 
Kommission  nicht beeinträchtigen  dürfe. 

Auch hier ist wieder der Versuch 
spürbar, zugunsten der laufenden Ar- 
beit die freundschaftliche Einvernahme 
zwischen Kommission und Rat zu stär- 
ken. Wenn beispielsweise beide auf- 
gefordert werden, „im Rahmen der ein- 
schlägigen Bestimmungen Mittel und 
Wege für eine wirksame Kontrolle der 
Bindung, Anordnung und Durchführung 
der Ausgaben der Gemeinschaft" fest- 
zulegen, dann dürften Eifersüchteleien 
und das Pochen auf eigene Kompeten- 
zen weitgehend vermieden werden. 

Vor   dem   Deutschen   Bundestag   war 
mehrfach darauf hingewiesen worden, daß 
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Verzicht auf Kandidatur 
Persönliche Gründe waren für Dufhues ausschlaggebend 

Josef Hermann Dufhues, der Geschäftsführende Vorsitzende der CDU, hat 
sich in einem Brief an den Parteivorsitzenden, Bundeskanzler a. D. Dr. Konrad 
Adenauer, zu der Frage einer eventuellen Nachfolge in der Parteiführung 
geäußert. Dufhues hat erklärt, er wolle nicht kandidieren. 

Der Brief, den Minister a. D. Dufhuesh 
an   den   Parteivorsitzenden   richtete,   hat 
folgenden Wortlaut: 

Nach einem Interview, das Sie im De- 
zember 1965 der Wochenzeitung „Christ 
und Welt" gegeben haben, werden Sie 
auf dem bevorstehenden Bundesparteitag 
der Christlich Demokralischen Union das 
Amt des Vorsitzenden nicht erneut über- 
nehmen. 

In der Diskussion der folgenden 
Wochen bin ich häufig als Ihr Nachfolger 
genannt worden. Noch während meines 
Aufenthaltes im Krankenhaus habe ich 
meine Bedenken gegen die Übernahme 
des Vorsitzes der CDU zum Ausdruck 
gebracht. Diese Bedenken habe ich we- 
nige Tage nach Verlassen des Kranken- 

auses Herrn Krone im einzelnen erläu- 
tert und ihn gebeten, Sie hierüber zu 
unterrichten. Aus verständlichen und 
offensichtlich von Ihnen gebilligten Grün- 
den habe ich es vermieden, die Öffent- 
lichkeit zu informieren, 

Nach sorgfältiger Prüfung habe ich die 
Überzeugung gewonnen, daß ich den Vor- 
sitz der CDU nicht übernehmen kann. 
Bei meiner Entscheidung habe ich sowohl 
die Lage der CDU wie meine persönliche 
Situation   berücksichtigt. 

Die künftige politische Entwicklung 
stellt an das Amt des Vorsitzenden der 
CDU weit höhere Anforderungen als in 
der Vergangenheit. Mag der Vorsitzende 
sich audi durch geeignete Mitarbeiter 
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Kompromiß in Luxemburg 
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nach dem EWG-Vertrag eine „einver- 
nehmliche" Zusammenarbeit zwischen 
den beiden Gremien bestehen solle. Die 
deutsche Delegation, die von Bundes- 
außenminister Schröder geleitet wurde, 
hatte nach Luxemburg den Auftrag mit- 
genommen, im Sinne dieses Begriffs auf 
die Einhaltung des Vertrags sorgsam zu 
achten. Sie hat sich dieser Aufgabe, wie 
der Kompromiß zeigt, erfolgreich entle- 
digt. 

Gegenüber den beiden genannten Kom- 
plexen treten die anderen Fragen in den 
Hintergrund. Erwähnenswert ist aller- 
dings noch, daß man sich auch über die 
zukünftige Arbeit unterhielt und dabei 
festlegte: Einstimmig sind zu entscheiden 
die Agrarfinanzierung, die notwendige 
Ergänzung zur EWG-Marktordnung für 
Obst und Gemüse, die zur Debatte ste- 
henden Marktordnungen für Zucker und 
Fette sowie die gemeinsamen Preise für 
Milch, Rindfleisch, Reis, Zucker, Olivenöl 
und ölsaaten. 

Im Anschluß an die Luxemburger Be- 
ratungen hat der außenpolitische Spre- 
cher der CDU, Bundestagsabgeordneter 
Majonica, das Ergebnis einer Betrachtung 
unterzogen, in der er schreibt: 

0 „Durch die Übereinkunft des Mini- 
sterrates in Luxemburg ist die nor- 

male Arbeit der EWG in Brüssel wieder 
möglich geworden. Frankreich nimmt 
seinen leeren Stuhl wieder ein. Der 
Streit um die Mehrheitsentscheidung 
ist auf die richtige Dimension zurück- 

Gesamtdeutsche Aspekte 

Aus gesamtdeutschen Aspekten hat sich 
der schleswig-holsteinische Ministerpräsi- 
dent Dr. Lemke gegen den Vorschlag des 
Kreisausschusses des Landkreises Herzog- 
tum Lauenburg ausgesprochen, die Auf- 
hebung der Bundesbahnstrecke Bad Ol- 
desloe—Ratzeburg vorzuschlagen. Die 
Strecke war früher ein Teilstück der 
Direktverbindung Flensburg—Berlin. 

geführt worden. Die zukünftige Ent- 
wicklung wird zeigen, daß es hier mehr 
ein Streit um das sicherlich wichtige 
Prinzip als um die praktische Arbeit 
gewesen ist. 

0 Die Kommission bleibt ein gleich- 
berechtigtes Organ innerhalb der 

Gemeinschaft. Ihre Rechte, die im Ver- 
trag niedergelegt sind, werden nicht 
angetastet. Schon vor der Konferenz 
wurde von allen Seiten betont, daß die 
Protokollfragen nicht von großer Be- 
deutung sind. Hier war denn auch eine 
Einigung  leicht  zu   erreichen. 

Die Rückkehr zur Normalität bedeutet 
noch nicht die Lösung aller Probleme, 
jedoch läßt der wiedererweckte Gemein- 

schaftsgeist hoffen, daß sie im Interesse 
aller Beteiligten befriedigend gelöst wer- 
den können. Daß das so ist, darauf deutet 
der Arbeitsplan für die zukünftigen Ver- 
handlungen hin, den der Ministerrat fest- 
gelegt hat. Zwar soll die Agrarfinanzie- 
rung mit Vorrang behandelt werden, aber 
parallel hierzu sollen die Verhandlungen 
über andere wirtschaftliche Themen wie- 
der aufgenommen werden, wie über die 
Kennedy-Runde und die Angleichung der 
Außenzolltarife der Gemeinschaft. 

Dieser Erfolg der Konferenz ist ganz 
wesentlich auf das Verhandlungsgeschick 
der deutschen Delegation unter Außen- 
minister Dr. Schröder zurückzuführen. 
Ihre Tätigkeit wäre aber nicht möglich 
gewesen, wenn nicht doch das vitale 
Interesse aller Sechs an der Aufrecht- 
erhaltung des Gemeinsamen Marktes ge- 
geben gewesen wäre." 

„Los von Düsseldorf" 
DGB-Bezirke meutern gegen zentralistische Bestrebungen 

Heute schon läßt sich sagen, daß der DGB-Bundeskongreß im März eine Zeu' 
reißprobe für den Deutschen Gewerkschaftsbund darstellen könnte: Der Zerf^ 
trale in der Düsseldorfer Stromstraße scheint es immer weniger zu gelingen, 
die einzelnen Landesgewerkschaften am Zügel zu halten. 

Ein Bericht in der „Saarbrücker Landes- 
zeitung" vom 28. Januar macht das 
deutlich, wenn darauf hingewiesen 
wird, daß die DGB-Zentrale jetzt ver- 
suche, ihre Landesbezirke stärker zu bin- 
den. Die Zeitung schreibt: 

„Eine entsprechende Satzungsänderung, 
die den einzelnen Landesbezirken ihre 
.Finanzhoheit' beschneiden sollte, kam 
zwar nicht durch. .Notwendige Rationali- 
sierungsmaßnahmen' sollen jedoch das 
kräftige Eigenleben der Landesbezirke 
einschränken. Inzwischen regt sich in den 
einzelnen Bundesländern bereits der Wi- 
derstand gegen die Zentralisierungsbe- 
strebungen in Düsseldorf. Angeführt 
werden die Proteste vom Landesbezirk 
Bayern, der im Hinblick auf den bevor- 
stehenden Bundeskongreß im März auf 
seiner Landesbezirkskonferenz einstim- 
mig   eine   Entschließung   verabschiedete, 

Verzicht auf Kandidatur 
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entlasten, die allgemeine politische Lage 
und die besondere Situation der CDU 
erfordern, daß der Vorsitzende sich nicht 
nur täglich sorgfältig informiert, sondern 
sich auch weitgehend persönlich in die 
Beratungen, Verhandlungen und Entschei- 
dungen einschaltet. 

Durch meinen Beruf als Rechtsanwalt 
und Notar bin ich stark in Anspruch ge- 
nommen. Meine Klienten erwarten mit 
Recht, daß ich weitgehend persönlich für 
sie tätig werde. Insoweit befinde ich mich 
in einer schwierigeren Lage als Angehö- 
rige  vieler anderer Berufe. 

Naturgemäß könnte ich mich von der 
einen oder anderen Aufgabe entlasten. 
Auch unter dieser Voraussetzung würde 
ich durch den Vorsitz der CDU und mei- 
nen Beruf in einem Maße beansprucht 
werden, das überhöhte Anforderungen 
an   mich   stellen   und   meine   Gesundheit 

gefährden würde. Meine Erkrankung be- 
trachte ich jedoch als eine Mahnung, die 
ich nicht in den Wind schlagen darf. 

Die Übernahme des Vorsitzes der CDU 
würde mich daher letztlich zwingen, mei- 
nen Beruf aufzugeben. Das könnte ich 
gegenüber meiner Familie nicht verant- 
worten. Jegliche sonstige Honorierung 
scheidet selbstverständlich aus, da ich mit 
Ihnen der Auffassung bin, daß die Vor- 
sitzenden der CDU ihre Aufgabe ehren- 
amtlich erfüllen sollten. 

Meine Entscheidung ist mir schwerge- 
fallen. Um so mehr bitte ich davon über- 
zeugt zu sein, daß ich sie nach sorgfälti- 
ger Prüfung aller Umstände — auch der 
Lage der CDU — getroffen habe. Soweit 
es mir möglich ist, werde ich auch in Zu- 
kunft für die CDU tätig sein. Aus den 
dargelegten Gründen bin ich jedoch nicht 
in der Lage, das Amt des Bundesvorsit- 
zenden zu übernehmen. 

in der der DGB-Bundesvorstand aufge- 
fordert wird, .alles zu unterlassen, was 
die Aufgaben der DGB-Landesbezirke 
einschränkt, oder ihre Zuständigkeit und 
Bedeutung mindert. Die in letzter Zeit im 
DGB sichtbar werdenden zentralistischen 
Tendenzen sind zugunsten einer Stär- 
kung der Mittelinstanzen abzustellen.' 

Der DGB-Landesbezirk ist von den Be- 
strebungen Düsseldorfs besonders betrof- 
fen. Von seinen 55 Planstellen sollen 27 
gestrichen werden. Unter anderem soll 
er seine Pressestelle verlieren. In der 
DGB-Zentrale hat man den Aufstand der 
Landesfürsten' bisher mit Gelassenheit 
zur Kenntnis genommen. Der stellver- 
tretende DGB-Vorsitzende Hermann 
Beermann erklärte in einem kurzen Ge- 
spräch: ,Ich weiß gar nicht, was die wol- 
len. Wir müssen rationalisieren, weil wir 
auch mehr und mehr internationale Ver 
pflichtungen wahrzunehmen haben." iff 
den DGB-Landesbezirken gilt es jedoch 
als ausgemachte Sache, daß es in dieser 
Frage auf dem Bundeskongreß einige 
Überraschungen geben wird. 

Mittlerweile zeigt sich nämlich auch 
der Wunsch der Landesverbände, ihr Ge- 
wicht gegenüber den Bundesvorständen 
stärker in die Waagschale zu werfen. 
Einen konkreten Anhaltspunkt lieferte da- 
zu die IG Metall. Otto Brenner gelang es 
im Zug der gegenwärtigen Tarifwelle 
nämlich nirht, zentrale Verhandlungen 
durchzusetzen. Die Ländergewerkschaften 
der IG Metall wollten regional weiter- 
verhandeln. 

Die Ländergewerkschaften dokumen- 
tierten damit, daß es auch den .starken 
Männern' in den Gewerkschaften immer 
schwerer fällt, regionale Initiativen zen- 
tral zu koordinieren.  Diese Entwicklung 
ist   ebenso   ein   Generationsproblem     
alte, mit traditionsbedingter Autorität 
ausgerüstete Arbeiterführer sind kaum 
mehr im Amt — wie eine Frage der wach- 
senden politischen Reife, die sich ganz 
allgemein in der Bevölkerung zu regen 
beginnt." 

. 



FDJ-Funktionäre als Gast 
Schleswig-Holsteins Jungdemokraten mit anfechtbaren Thesen 

Schleswig-Holsteins Jungdemokraten sollen nach Ansicht des FDP-Landes- 
vorsitzenden Eisenmann offensichtlich ein Tummelplatz für politische Heiß- 
sporne sein. Denn anders kann seine Erklärung vom Wochenende nicht ver- 
standen werden, es sei ihr gutes Recht, „das zu sagen, was die Partei nicht 
sagen kann oder will". 

Eisenmann bekam gleich bei der Be- 
grüßung anläßlich des Landesjugend- 
tages der Jungdemokraten zu spüren, 
wie sehr einem großen Teil der Anhänger 
dieser FDP-Nachwuchstruppe die eigene 
Partei mißfällt. Der Landesvorsitzende 
wurde zwar mit Beifall, aber auch mit 
starkem Zischen empfangen. 

Ähnlich wie der außerordentliche Lan- 
desparteitag der schleswig-holsteinischen 
SPD (siehe auch UiD Nr. 2, 4/66) standen 
auch im Mittelpunkt dieses Landesju- 
gendtages äußerst anfechtbare Thesen 
zur Deutschlandpolitik. So vertrat Lan- 
desvorsitzender Dr. Lademann erneut die 
Auffassung, die Siegermächte hätten sich 
345 nicht verpflichtet, für eine Wieder- 

vereinigung Deutschlands zu sorgen. Als 
der Landesjustizminister Dr. Leverenz 
kürzlich dieselbe These vor dem Kura- 
torium Unteilbares Deutschland vertrat, 
gab es einen Skandal. Sogar der FDP- 
Vorsitzende Mende sah  sich  gezwungen, 

sich namens der Partei von Leverenz zu 
distanzieren. 

„Soll man mit Mauer-Mördern verhan- 
deln und damit zugleich die DDR aner- 
kennen?" Diese Frage stellte sich Lade- 
mann selbst und beantwortete sie mit 
der fragwürdigen Erklärung: „Entweder 
geben wir unseren Gefühlen nach oder 
setzen uns — bei allen Schwierigkeiten 
— darüber hinweg." 

Lademann wurde von den Delegierten 
wiedergewählt. Das war für ihn ein 
Trostpiaster, denn wie die „Kieler Nach- 
richten" am 31. Januar berichteten, hatte 
er sich zunächst nicht zur Wahl stellen 
wollen, weil er sich Hoffnungen machte, 
den Bundesvorsitz der Jungdemokraten 
übernehmen zu können. Hierbei sind je- 
doch Schwierigkeiten aufgetaucht. 

Gäste des Landesjugendtages waren 
u. a. ein FDJ-Funktionär und zwei Ver- 
treter   der  SED-Satellitenpartei  LDP. 

... auch ohne Revolution 
Generalverwaltungsreform in Nordrhein-Westfalen 

Ministerpräsident Dr. Meyers hat ein neues Kapitel in der Geschichte des 
Landes Nordrhein-Westfalen aufgeschlagen. Er hat eine Sachverständigen- 
kommission ins Leben gerufen, die die Verwaltung in einem „bisher noch nie 
geschehenen Umfang"  überprüfen soll. 

Die elf köpf ige „Sachverständigenkom- 
mission für die kommunale und staat- 
liche Neugliederung in Nordrhein-West- 
falen" soll nach dem Willen des Mini- 
sterpräsidenten eine Art „Generalver- 
waltungsreform" vorbereiten. Dabei sol- 
in zunächst folgende Fragen geklärt wer- 

# Entspricht die gegenwärtige räumliche 
Gliederung der Gemeinden und Kreise 

den Erfordernissen der heutigen Zeit? 

Neuer CDU-Informationsdienst 

Mit dem Titel „Zwischen Weser und 
Ems" hat der CDU-Bezirks verband Osna- 
brück einen Informationsdienst vorgelegt, 
der künftig monatlich erscheinen soll. Er 
soll über die Parteiarbeit innerhalb des 
Bezirksverbandes unterrichten sowie Stel- 
lungnahmen der CDU zu politischen Fra- 
gen bringen. 

CDU-Mannschaft in Hamburg 

Der CDU-Landesverband Hamburg will 
auf einem Parteitag am 18. Februar eine 
Regierungsmannschaft als Alternative für 
die Bürgerschaftswahlen am 27. März vor- 
stellen. Außerdem soll ein CDU-Regie- 
rungsprogramm verkündet werden. Die 
CDU Hamburg führt ihren Wahlkampf 
mit dem Slogan „Weltstadt — Wohlstand 
^ CDU". 

# In welchem Umfang sind Zusammen- 
legungen von Gemeinden und Ände- 

rungen der Kreisgrenzen möglich? 

# Welche   Ämter   würden  nach   Zusam- 
menlegungen überflüssig? 

# Wie  können  die  bisherigen  Neuord- 
nungsmaßnahmen vereinfacht  werden 

und wie kann ohne jede Komplizierung 
der Wille der betroffenen Bevölkerung 
festgestellt werden? 

# Welche Verwaltungsreformen sind bei 
den unteren Landesbehörden durchzu- 

führen und sind die Kompetenzen zwi- 
schen den Oberbehörden und nachgeord- 
neten Instanzen richtig abgegrenzt? 

Wie Dr. Meyers bei der konstituieren- 
den Sitzung der Sachverständigenkommis- 
sion erklärte, habe es sich erwiesen, daß 
die einzelnen kleinen Reformen nicht den 
erhofften Erfolg gezeitigt hätten und 
Stückwerk geblieben seien. Deshalb habe 
er sich jetzt zu einem neuen Anlauf ent- 
schieden, der zu einer Art Generalreform 
der öffentlichen Verwaltung führen solle. 
Der weitverbreiteten Meinung der 
Schwarzseher in Deutschland, daß wirk- 
liche Reformen nur nach Revolutionen 
verwirklicht werden könnten, widersprach 
Dr. Meyers. Er sagte: Eine Verwaltungs- 
reform muß in Nordrhein-Westfalen auch 
ohne Revolution möglich sein. 
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ar. Der Entschluß des Geschäftsfüh- 
renden Vorsitzenden der CDU, Josef 
Hermann Dufhues, beim kommenden 
Parteitag der Union nicht für das Amt 
des Bundesvorsitzenden zu kandidie- 
ren, hat die Öffentlichkeit bewegt und 
die Partei betroffen gemacht. Kaum 
einer aber hat die überzeugende, im 
wesentlichen private Begründung Duf- 
hues' mißverstanden. Hier hat sich ein 
pflichtbewußter Mann in Abwägung 
der privaten und öffentlichen Interes- 
sen entschlossen, einen Verzicht aus- 
zusprechen. Man muß das respektie- 
ren, so sehr man es bedauern mag. 

Nun geht es darum, einen anderen 
Nachfolger für den Bundesvorsitzen- 
den der CDU, Bundeskanzler a. D. 
Konrad Adenauer zu finden, der vor 
Weihnachten gegenüber dem Bonner 
Vertreter der Wochenzeitung „Christ 
und Welt" geäußert hatte, er wolle 
nicht mehr Vorsitzender seiner Partei 
bleiben. „Ich werde jetzt neunzig 
Jahre alt", hatte Adenauer gesagt, 
„man kann mit neunzig Jahren kör- 
perlich und geistig noch so frisch sein 
— man muß doch damit rechnen, daß 
es heute oder morgen einmal aulhört. 
Jedem ist ein Schluß gesetzt. Ich will 
nicht mehr Vorsitzender meiner Par- 
tei bleiben." 

Die Frage der Nachfolge Konrad 
Adenauers im Parteivorsitz bewegt 
Öffentlichkeit und Partei. Anders als 
bei den politischen Tagesentscheidun- 
gen, die in den Führungskreisen ge- 
troffen werden müssen, liegt das 
Schwergewicht der Entschlüsse in der 
Nachfolgefrage der Partei bei den 
Landesverbänden. Sie stellen die De- 
legierten, die beim Parteitag ihre 
Stimme abzugeben haben, und sie sind 
es auch, deren Gewicht bei der Wahl 
eine entscheidende Rolle spielt. Spe- 
kulationen allein, wie man sie in die- 
sen Tagen in der Presse liest, machen 
die grundsätzlichen Überlegungen 
nicht wett, die bis zum Parteitag al- 
lenthalben angestellt werden müssen. 

Eine Partei wie die Union hat mehr 
Rücksichten zu nehmen, mehr nachzu- 
denken und mehr abzuwägen als an- 
dere Parteien. Sie muß eine Lösung 
finden, die der großen Spannweite 
und dem Ideengut der christlichen De- 
mokraten ebenso gerecht wird wie 
den Kompetenzverhältnissen und der 
Zusammensetzung der Mitgliedschaft. 
Es wird also wohl noch eine Weile 
dauern, bis sich eine Lösung abzeich- 
net, mit der jeder Delegierte zufrieden 
sein kann. Daß es eine solche Lösung 
gibt, daran besteht kein Zweifel. Es 
gibt gottlob in der Union Männer und 
Frauen genug, die wissen, was sie 
wollen, und die wissen was nottut. 



Tut Polemik not? 
CDU/CSU: „Starfighter"-Debatte soll sachlich bleiben 

Die Diskussion um Wert und Unwert des von der Bundeswehr verwendeten 
Flugzeugs vom Typ „Starfighter" geht hin und her. Es ist nicht verwunderlich, 
daß sich die Opposition dieses Themas in einer Form bemächtigt hat, die 
befürchten läßt, über den Umweg „Starfighter" solle die gesamte Verteidi- 
gungsleistung der Bundesrepublik getroffen werden. 

Diesen Argwohn äußerte auch der Vor- 
sitzende der Arbeitsgruppe Verteidigung 
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Josef 
Rommerskirchen, in einer der Öffentlich- 
keit unterbreiteten Erklärung. Es heißt 
darin u.a., wenn jetzt der stellvertretende 
Vorsitzende der SPD-Fraktion, Helmut 
Schmidt, Sachlichkeit statt Polemik for- 
dere, dann stehe das im Gegensatz zu 
polemischen Äußerungen, die aus der 
SPD, vornehmlich von dem Abgeordneten 
Wienand gebraucht worden sind. Die 
CDU/CSU lehne dagegen Wertungen so 
lange ab, wie die Prüfung aller Fragen 
noch nicht abgeschlossen sei. 

„Der Sprecher der SPD-Fraktion in Ver- 
teidigungsfragen, Wienand, aber", so er- 
klärt der Abgeordnete Rommerskirchen, 
„ließ sich einige Tage vor der ersten Be- 
ratung im Verteidigungsausschuß bereits 
über die Schuldfrage aus und erhob kon- 
krete Vorwürfe. Negative Wertungen zu 
Lasten des ehemaligen und jetzigen Ver- 
teidigungsministers  wie   ihres  Führungs- 

„Sträflich vernachlässigt" 

Wirtschaftsförderung und Straßenbau 
sind in den letzten Jahren in Nieder- 
sachsen sträflich vernachlässigt worden. 
Diesen schweren Vorwurf hat der nieder- 
sächsische Wirtschafts- und Verkehrs- 
minister Karl Möller (CDU) in Hannover 
vor Vertretern aller im Landtag vertre- 
tenen Parteien erhoben, ohne daß Wider- 
spruch erhoben wurde. Niedersächsischer 
Vekehrsminister war bis zum erzwunge- 
nen Ausscheiden der FDP aus der Koa- 
lition mit der SPD der heutige FDP-Bun- 
destagsabgeordnete Carlo Graaff. 

stabes ziehen sich seitdem durch die nach- 
folgenden Verlautbarungen in den Infor- 
mationsorganen der Partei und Fraktion 
der Sozialdemokraten. Man glaubte fest- 
stellen zu sollen, daß der Verteidigungs- 
minister seiner Verantwortung für die 
Sicherheit unserer Luftwaffe und ihrer 
Piloten nicht gewachsen zu sein scheine". 
Gleidizeitig aber prophezeite man, daß 
Herr Wienand mit seinen Vorwürfen, die 
er vor Jahresfrist in einer Illustrierten er- 
hoben habe, dennoch Recht behalten 
werde. Vermutlich wollte er selber das 
möglichst schnell festgestellt haben; er 
schlug wohl deshalb im Verteidigungs- 
ausschuß vor, das Ministerium solle sich 
zur   Abkürzung   des   Prüfungsverfahrens 

zu den Auslassungen in einem Nachrich' 
tenmagazin erklären, das u. a. die Wie- 
nand-Vorwürfe erneut aufgegriffen hatte. 

Gerade diese Vermengung von mas- 
siven politischen Vorwürfen mit über* 
legungen zur Beseitigung von Schwierig- 
keiten, die vielseitige Ursachen habenr 
gerade die bewußte und gezielte Polemik 
ist es, die den Gegenangriff herausgefor- 
dert hat. Dabei wurde Herr Wienand bis- 
lang noch gar nicht gefragt, ob er sich etwa 
mit den Vorstellungen derer identifiziert 
die ihn so gerne zitieren. Denn nicht we- 
nige derer sagen „Starfighter" und mei- 
nen die gesamte Verteidigungskonzep- 
tion. Wer sich nicht damit abfinden kann, 
daß die Bundesrepublik Deutschland ein 
Mitglied der NATO ist und dieses Ver- 
teidigungsbündnis sich mit den modern- 
sten Waffen die Überlegenheit gegenüber 
einem potentiellen Angreifer sichert, def 
wird konseguenterweise ein Waffen- 
system wie den „Starfighter" ablehnen 
Doch darüber wird erneut im Plenum des 
Bundestags zu diskutieren sein, wenn die 
politischen Konsequenzen aus den sach- 
lichen Feststellungen im Verteidigungs- 
ausschuß gezogen werden. 

Es wird alles getan 
I 

Der CDU/CSU-Fraktion geht es darum, 
die vielfältigen Gründe für den Absturz 
von Düsenflugzeugen des Typs F 104 G, 
eines Waffensystems, das sowohl der 
Forderung nach weitgehender Standardi- 
sierung wie nach Konzentration auf „Waf- 
fenfamilien" entspricht, aufzuklären und 
Maßnahmen zur Verbesserung der Lage 
sicherzustellen. Das sollte in höchstmög- 
licher Sachlichkeit geschehen. Die ver- 
ständlichen Reaktionen in der Öffentlich- 
keit sollen nicht mißachtet werden, aber 
sie können nur Anlaß sein, so schnell 
wie möglich das Erforderliche zu tun. 
Wenn das Verteidigungsministerium, des- 
sen Verantwortung für die Zeit der Über- 
prüfung selbstverständlich nicht ruht, 
zwischenzeitlich schon entsprechende Vor- 
sorge trifft und erkannte Schwierigkeiten 
beseitigt, ist das nur zu begrüßen. Und 
daß   angesichts der von der  SPD selber 

festgestellten außergewöhnlichen Situa 
tion auch ein ungewöhnlicher Schritt in1 

Interesse der Erfassung, Koordinierung 
und Beschleunigung aller erforderlichen 
Maßnahmen getan wird, wie es die Ein- 
setzung der Sondergruppe des General 
Hrabak darstellt, sollte allseits Anerken- 
nung finden. Auch der Sprecher der SPp 
sollte es begrüßen, daß das Bundesmini' 
sterium der Verteidigung nicht untätig 
bleibt, bis der Verteidigungsausschuß 
seine Prüfung abgeschlossen hat. Er kanö 
nicht nach Verantwortung rufen und 
gleichzeitig dem Verantwortlichen die 

Hände binden. 

Mehr Geld gefordert 
Fraktionen in Rheinland-Pfalz vor großen Anstrengungen 

Die Fraktionen im Landtag von Rheinland-Pfalz haben der durchaus unpopu- 
lären Maßnahme zugestimmt, die Landesmittel für die Fraktionsarbeit zu er- 
höhen. Dies wird mit Mehrarbeit begründet, die vor allem von außen an das 
Parlament herangetragen wird. 

Es sei heute, so betonen übereinstim- 
mend CDU, SPD und FDP, eine Fülle von 
Petitionen, Auskunftswünschen und Ein- 
zelinitiativen von Verbänden, Organisa- 
tionen, Vereinen und Einzelpersonen zu 
verzeichnen, die an die Fraktionen her- 
angetragen werden und von diesen Mehr- 
arbeit erfordern. Durch ihr Mandat haben 
die Abgeordneten der Öffentlichkeit ge- 
genüber aber eine besondere Verantwor- 
tung übernommen, die von ihnen eine ins 
einzelne gehende Beschäftigung mit jenen 
Wünschen erfordert. Die CDU-Fraktion 
im Landtag von Rheinland-Pfalz hat dar- 
über hinaus eine Rechnung aufgemacht, 
die ihre Forderung belegt und wohl weit- 
gehend unbekannt ist: 

Die Gesamtausgaben des Landtags ein- 
schließlich der Fraktionen und der Land- 
tagsverwaltung, der gesamten Geschäfts- 
bedürfnisse, Personalkosten, Aufwands- 
entschädigungen, Bewirtschaftung von 
Dienstgebäuden und Mieten nach dem 
Haushaltsansatz für 1966 betragen auf 
die Gesamtbevölkerung von Rheinland- 
Pfalz umgerechnet 10,9 Pfennig pro Mo- 
nat und rund 1,30 DM pro Jahr. 

Abgesehen davon erhalten die Frak- 
tionen des Landtags von Rheinland-Pfalz 
selbst nach der geforderten Erhöhung die 
zahlenmäßig geringsten von allen Parla- 
mentsfraktionen der Bundesrepublik. 

Nicht mit der SPD 

Eine Absage an die Kommunalpolitik 
der SPD erteilte die Arbeitsgemeins< 
Frankfurter Bürgervereine vor wenig«' 
Tagen. In ihr sind 20 Bürger- und Bt| 
zirksvereine der Stadt zusammengeschlo» 
sen. Der Geschäftsbericht der ArbeitsgC 
meinschaft unterstreicht nachdrücklich 
daß die CDU dankenswerterweise eine11 

Antrag eingebracht habe, die Bürgervef 
eine wieder zu den städtischen Deputa 
tionen zuzulassen. Nicht zuletzt wind1 

man damit ein nationalsozialistisches Ufl 
recht wieder gutmachen. Die SPD dagc 
gen hat sich bisher gegen eine Wieder 
Zulassung gesträubt. Demgemäß mußt* 
auch die Feststellung ausfallen, daß di| 
Zusammenarbeit der Bürgervereine m> 
der CDU sich gut entwickelt hätte, wäl1' 
rend sich die Hoffnung auf einen Kofl' 
takt zur SPD nicht erfüllt habe. 

Neue Stiftung 

Die „Vereinigung für deutsch-italie' 
nische Freundschaft" in Rom hat ein'1' 
Konrad-Adenauer-Preis für Publizistik ge' 
stiftet, der im Oktober 1966 an ein'1 

italienischen Schriftsteller verliehen wef 
den soll. Der Preisträger muß sich in se> 
nem publizistischen Schaffen vor alle11 

mit dem Thema der Wiedervereinigung 
Deutschlands  beschäftigt haben. 



„Was war, was blieb..." 
Empörung in Hamburg über Intendant Prof. Schuh vom Schauspielhaus 

Die seit Monaten um das Hamburger Schauspielhaus schwelende Krise ist 
durch eine Fernsehsendung nun auch der breiten Öffentlichkeit bekanntge- 
worden. Darin wurde dem Intendanten Prof. Oscar Fritz Schuh von pro- 
minenten Schauspielern des ehemaligen Gründgens-Ensembles eine fehlerhafte 
Ensemble-Politik vorgeworfen, die den Ruf dieser einstmals bedeutenden 

deutschen Bühne beharrlich schädige. 

Schuhs Vorstellung, ein „bundesweites 
Großensemble der Spitzenkönner" und 
e'ne „absolut typengerechte Besetzung" 
aller auf dem Spielplan stehenden Stücke 
*u verwirklichen, ist von sachkundigen 
Leuten schon seit längerem heftig kriti- 
siert worden. Schuh, der bei Übernahme 
^r Hamburger Direktion erklärt hatte, 
er Wolle die Kontinuität wahren, nannte 
alsbald die berühmte Schauspieler-Ge- 
meinschaft seines Vorgängers ein „En- 
semble von der Stange" und zerstörte all- 
mählich das bewährte Team, das einem 
Erisemble im herkömmlichen Sinne so 
Sehr entsprochen hatte. 

^J »Was war, was blieb . . .", müßte man 
^"te rückblickend fragen, führende 
Kräfte kehrten Hamburg den Rücken, 
['titer ihnen die Flickenschiidt, Ella Büchi, 
j^einz Reincke, Max Eckard, Richard 
J^ünch, Ullrich Haupt und Sebastian 
Äscher. 

Mit Recht fragte deshalb die CDU-Bür- 
yerschaftsabgeordnete Käte Staudinger — 
a's Mitglied des Aufsichtsrates des Deut- 
schen Schauspielhauses Hamburg beson- 
ders befugt, in dieser Sache zu urteilen 
r~ nach den Gründen des augenfälligen 
Y'edergangs der dramatischen Kunst an 
^'eser Bühne. Eine erhebliche Etaterhö- 
hung von 1,3 Millionen auf 3,4 Millionen 

M gegenüber der Gründgens-Zeit und 
e'n deutliches Nachlassen der „Ausstrah- 
lungskraft" vertrage sich schlecht mitein- 
ander. Aufgabe eines hoch subventionier- 
en Theater sei es, ein Ensemble zu pfle- 
9en und den Nachwuchs zu fördern. 

.. Einen „dramatischen", wenngleich pein- 
Uchen Akzent erhielt der Theaterstreit 
^irch den Hamburger Kultursenator Dr. 
^ermann-Ratjen (FDP), der den so viel- 
:    

Mikat kandidiert in Essen 

Einer der zugkräftigsten Kandidaten der 
. E>U, Kultusminister Prof. Dr. Mikat, wird 
jn Essen kandidieren. Bei der letzten 
^andtagswahl unterlag die CDU-Kandi- 
Catin Anne Gehling in dem für Mikat 
v°rgesehenen Wahlkreis mit nur 97 Stim- 
men. Die CDU in Essen hofft, mit Prof. 
Mikat den verlorenen Wahlkreis zurück- 
gewinnen. 

Klett gewählt 

, ..Wie zu erwarten, wurde bei der Ober- 
LUrgermeisterwahl in Stuttgart das bis- 
sige Stadtoberhaupt, Dr. Klett, wieder- 
gewählt. Er erhielt 59,6 Prozent aller 
^immen. Sein Gegenkandidat Dr. Nopper 
konnte mit 39,5 Prozent einen beachtens- 
Werten Erfolg erzielen. Die Wahlbeteili- 
9ung war wiederum mit 44,1 Prozent be- 
merkenswert gering. Von den 420 000 
Wählern in Stuttgart hat sich nur jeder 
Vlerte für Dr. Klett entschieden. 

fach gescholtenen Intendanten Schuh ge- 
gen die Vorwürfe verteidigen zu müssen 
meinte. Nachdem er Schuh „künstlerische 
Qualitäten" bescheinigt hatte, versuchte 
er, den Hamburgern glaubhaft zu machen, 
daß Gründgens Schuh „ausdrücklich als 
seinen Nachfolger designiert" habe. 

Offenbar war hier der Irrtum der Vater 
des Gedankens, denn, so versicherte Frau 
Staudinger, Gründgens habe nicht für 
Prof.   Schuh,   sondern   für  Ulrich  Erfurth 

optiert. Gründgens hatte damals erklärt: 
„Es ist nicht meine Aufgabe, einen Nach- 
folger vorzuschlagen. Wenn ich aber ge- 
fragt werde, setze ich mich für Ulrich 
Erfurth ein". 

Es soll hier nicht versucht werden, den 
ehemaligen Intendanten des Schauspiel- 
hauses posthum in diese Streitigkeiten 
hineinzuziehen. Der zitierte Satz aber 
trägt zur Versachlichung der Diskussion 
wesentlich bei. Dr. Biermann-Ratjen wäre 
jetzt an der Reihe, nicht nur schützende 
Worte für den umstrittenen Prof. Schuh, 
sondern auch zugleich klärende Worte 
abzugeben. Das darf man von einem 
Manne erwarten, der für das kulturpoliti- 
sche Leben der Hansestadt verantwortlich 
ist. 

Es wäre schlecht um das Hamburger 
Theater bestellt, würde aus dem Schau- 
spielhaus ein Taubenschlag für die dra- 
matische Kunst. Wie sagte doch Heinz 
Reincke: „Ich bin nicht Hamburg-, ich bin 
Schuh-flüchtig geworden!" 

Fernsehen und Hörfunk 

Lügt Panorama? 
Mit der obigen Frage ist nicht etwa die 

zeitkritische Sendereihe mit dem gleichen 
Namen gemeint, die der Norddeutsche 
Rundfunk alle vierzehn Tage ausstrahlt. 
Gemeint ist vielmehr das sogenannte 
„Deutsche Panorama", eine neue Zeit- 
schrift, die sich durch Hinzufügung des 
kleingedruckten Wörtchens „deutsch" nur 
unzureichend von der ebenfalls in Ham- 
burg produzierten NDR-Sendung unter- 
scheidet. Die Ähnlichkeit des Namens ist 
sicher kein Versehen. Der NDR ist an 
möglicherweise sich ergebenden Ver- 
wechslungen selbst schuld, denn er hat 
diese zu gewollten Mißverständnissen 
verleitende Bezeichnung genehmigt. 

Was verbirgt sich hinter diesem soge- 
nannten „Deutschen Panorama"? Alte 
Kameraden! Im Wesentlichen sind es alte 
Mitarbeiter des NDR-Panoramas, die dort 
nicht alt geworden sind. Jetzt haben wir 
sie alle beisammen, die lieben alten Be- 
kannten, und es wird sich zeigen, ob sich 
genügend Kunden finden, die freiwillig 
zwei Mark für ein so einseitiges und 
eindeutiges Erzeugnis ausgeben. Sehr 
wahrscheinlich ist das nicht. Chefredakteur 
des Blattes ist Herr von Paczensky. Vom 
alten Panorama sind Proske, Kogon, 
Engelmann, v. Uexküll und Lehmann da- 
bei. Und trotzdem schreibt man in der 
Einleitung, das Blatt sei kein Tummelplatz 
für politische Sektierer. Was denn sonst? 

Schon die erste Nummer zeigt, wo der 
Hase hinlaufen soll. Zu beanstanden ist 
nicht etwa der verworrene Artikel eines 
sonst in angesehenen Blättern schreiben- 
den Journalisten über die rundfunkpoli- 
tischen Leitsätze der CDU, denn wenn 
diese Leitsätze einerseits als dubios und 
andererseits als friedlicher Kompromiß ge- 
kennzeichnet werden, scheinen sie ja so 
schlecht nicht zu sein. 

Interessant ist aber ein anderer Artikel 
vom Herrn von Paczensky, der zu der 
obigen Überschrift Anlaß gegeben hat. 
„Lügt die Tagesschau?" heißt es dort 
marktschreierisch. Angeblich findet man 
in dem Beitrag eine gründliche Analyse 
der Tagesschau, sowie des HEUTE, der 

Hauptnachrichtensendung des ZDF, und 
der Nachrichtensendung des schweizeri- 
schen Fernsehens. Aber eben eine gründ- 
liche Analyse ist dort nicht zu finden. Die 
Tagesschau hat sofort eine mehr als vier- 
mal solange sorgfältige Gegendarstellung 
herausgegeben, nach deren Lektüre man 
über den Artikel von Herrn von Paczensky 
nicht einmal mehr lachen kann. Es heißt 
dort zu Beginn: „ .Deutsches Panorama' 
gliedert seine Vorwürfe gegen die Tages- 
schau in 30 Einzelpunkte auf. Nach unse- 
rer Prüfung beziehen sich die angeblichen 
Beweise auf einen Zeitraum von rund 
6 Monaten, in dem die Tagesschau etwa 
1000 Ausgaben veröffentlichte. Das ent- 
spricht weit über WO Stunden Programm. 
Selbstverständlich hätte es die Tages- 
schau-Redaktion nicht überrascht, wenn 
ihr über einen so großen Zeitraum tat- 
sächlich dieser oder jener Fehler nachge- 
wiesen worden wäre; schließlich wird die 
Tagesschau live gesendet; menschliche 
Fehler und technische Pannen sind also 
nicht ausgeschlossen. Dennoch ist nicht 
ein einziger der von Paczensky erhobenen 
30 Vorwürfe berechtigt." 

Auf den folgenden 37 Seiten wird das 
dann lückenlos belegt. Wir haben nichts 
anderes erwartet. Die Tagesschau genießt 
das Vertrauen der Zuschauer und aller 
politischen Parteien, weil sie ein untade- 
liges und unbestechliches Instrument des 
ARD ist, das täglich Millionen von Zu- 
schauern in ganz Deutschland objektiv 
und sachlich informiert. Das Mißtrauen 
gerade dieses Autors zeigt, daß dieses 
Vertrauen berechtigt ist. 

Gerade Herr von Paczensky ist ein 
schlechter Kritiker. Als Leiter der Sende- 
reihe Panorama ist er an eben dem ge- 
scheitert, was er jetzt ausgerechnet der 
Tagesschau vorwirft. 

Die Tagesschau wird durch die Gebüh- 
ren von Millionen Fernsehzuschauern 
finanziert. Von wem aber wird das „Deut- 
sche Panorama" finanziert und wo wird 
es gedruckt? Diesen interessanten Fragen 
sollte man einmal nachgehen. ohg. 



Ihr Ziel: rotes Rathaus 
Schlüsselpositionen nur für Sozialdemokraten 

Für die Kölner Verwaltungsangestellten und -beamten brechen schlechte 
Zeiten an. Wenn sie vorwärtskommen wollen, müssen sie wohl oder übel der 
SPD beitreten. Denn wichtige Positionen werden — von der SPD-Mehrheit 
im Stadtparlament geschickt dirigiert — nur noch an Genossen vergeben. 

Eine Tagung „Aktionsgemeinschaft 
öffentlicher Dienst" auf Schloß Gracht bei 
Liblar brachte ans Licht, mit welchen 
Methoden die SPD den Verwaltungs- 
apparat einer Großstadt zu einer reinen 
Parteifiliale ausbauen möchte. Bestürzend 
daran ist die Tatsache, daß sich die SPD 
nicht scheut, ihre anrüchigen Praktiken 
auch noch bekanntzugeben. 

In Liblar, so berichteten die Zeitungen, 
hat am 18. Januar ein gewisser Fey, 
Oberverwaltungsrat in Köln, vor der er- 
wähnten Aktionsgemeinschaft — ein Zu- 
sammenschluß der SPD-angehörigen An- 
gestellten und Beamten der Stadtverwal- 
tung — aus dem Nähkästchen geplaudert 
und über vier Phasen berichtet, nach de- 
ren Ablauf eine Art fünfte SPD-Kolonne 
in der Verwaltung zu kommandieren ha- 
ben wird. 

# In   der   ersten   Phase   habe   man   Be- 
triebsgruppen gegründet, um sich ge- 

genseitig zu unterstützen  und zu  infor- 
mieren. 
% In der zweiten Phase seien dann Mit- 

glieder geworben worden, dabei habe 
man Stadtverordnete eingesetzt, um die 
Entscheidungsfreiheit zu gewährleisten. 
Erfolg dieser Aktion: von 1955 bis 1965 
konnte man die Zahl der der SPD ange- 
hörenden öffentlichen Bediensteten von 
62 auf 500 erhöhen. 
# In der dritten Phase sei man in der 

Lage gewesen,  die  Parlamentarier in 
der SPD-Fraktion durch den Rat der SPD- 
Beamten zu unterstützen. 

% Die vierte Phase wird noch angestrebt. 
Wenn   sie  erreicht  ist,   dann   hat   die 

SPD, so meinte Fey, ihr eigentliches Ziel 
erreicht, über ein Reservoir williger Ver- 
waltungskräfte zu verfügen, mit denen 
sie ihre Politik durchsetzen könne. 

Der sozialdemokratische Funktionär 
und Beamte warnte vor einer Wieder- 
holung der Weimarer Zeit, in der ein 
„reaktionärer Beamtenapparat" die Poli- 
tik der damals stärksten Partei habe ver- 
sanden lassen. 

Zweifellos lesen sich diese Bekennt- 
nisse eines Managers der SPD recht harm- 
los. In Wirklichkeit dürften sie bei kon- 
sequenter Anwendung das Ende einer un- 
abhängigen Verwaltung darstellen. 
Sicherlich hat die SPD wie jede andere 
Partei das Recht, auch unter den Ange- 
hörigen der Verwaltung Mitglieder zu 
werben. Allerdings wird eine solche Kam- 

pagne etwas problematisch, wenn man 
die seit jeher betriebenen Praktiken de: 
SPD-Personalpolitik kennt, die unter Miß- 
achtung von Vorschriften und Gesetzen 
darauf abzielt, nicht dem Tüchtigsten 
sondern den Genossen zu fördern. In Köli 
ist es nicht anders. 

Bei den Etatberatungen hatte vo 
einigen Wochen der Vorsitzende der 
CDU-Fraktion, Dr. Lemmens, mit Be- 
sorgnis darauf hingewiesen, daß sich in 
der Verwaltung die bedenkliche Ten- 
denz bemerkbar macht, bei gleichen Lei- 
stungen und Fähigkeiten jene zu för- 
dern, die sich zur SPD bekennen, oder 
einer besseren Stellung wegen in die 
SPD einzutreten gedenken. 

Es ist nur sehr schwer zu verstehen, 
daß die Entscheidungsfreiheit eines Be- 
amten oder Angestellten der Verwaltung 
gewährleistet sein soll, wenn an ihn ein 
SPD-Stadtverordneter mit dem Wunsch 
herantritt, sich der SPD anzuschließen. 
Denn immerhin ist ein solcher Stadtver- 
ordneter in der Lage, etwas für seinen 
Protege zu unternehmen. Es bedarf schon 
einiger Charakterstärke, um sich einem 
solchen Wunsch zu verschließen, wenn 
man befürchten muß, bei der nächsten' 
Beförderung übergangen zu werden.      frU 

Die SPD schweigt . . . 
In diesem Zusammenhang ist die Er- 

klärung Feys, daß die SPD-Beamten die 
Stadtverordneten durch Rat und Tat 
unterstützen, wohl auch dahin zu ver- 
stehen, daß bei personalpolitischen Ent- 
scheidungen wohl zunächst einmal die 
Genossen um Rat gefragt werden. Was 
dabei herauskommt, hat, wie bereits er- 
wähnt, Dr. Lemmens in aller Klarheit ge- 
geißelt. 

Die CDU hat sich stets gegen solche 
Praktiken gewandt, auch als sie selbst in 
der Verantwortung in Köln stand. Kein 
Geringerer als Fey hat dies zugeben müs- 

Kleinarbeit der Union 
Bürger und Minister ziehen in Saarbrücken an einem Strang 

Im Laufe der letzten vier Jahre ist auf dem Eschberg über Saarbrücken eine 
Satellitenstadt emporgewachsen, die für die Christlich Demokratische Union 
der Landesmetropole neue Probleme aufwarf. 

Mit maßgeblicher Unterstützung der 
Bundesregierung wurde auf dem Esch- 
berg ein Demonstrativbauprogramm ab- 
gewickelt, das rund 3000 Wohneinheiten 
für fast 10 000 Menschen umfaßt. Aus vie- 
len Teilen des Saarlandes und aus allen 
Wohngegenden der Hauptstadt kommen 
die neuen Mieter. Die Praxis hat gezeigt, 
daß jene menschlichen Bindungen, die 
normalerweise in einer dörflichen Ge- 
meinschaft oder in einem Stadtviertel 
existieren, hier noch nicht vorhanden sein 
können. Die sich nur langsam entwik- 
kelnden Kontakte bilden erhebliche 
Schwierigkeiten, aber auch eine Reihe 
kommunalpolitischer Komplikationen, wie 
das vorläufige Fehlen ausreichender Ein- 
kaufsmöglichkeiten, notwendiger Schul- 
räume und die anfänglich noch unvoll- 
kommenen Busverbindungen. Mit einem 
Woit: auf dem Eschberg, der teilweise 
auch heute noch eine riesige Baustelle mit 

nicht immer idealen Wegeverhältnissen 
ist, gab es lange Zeit hindurch genügend 
Zündstoff für manche erregte Diskus- 
sion unter den rund 8000 Menschen, die 
sich bereits in dem neuen Wohngebiet 
eingerichtet   haben. 

Im August letzten Jahres wurde hier 
ein vorläufiger Ortsverband der CDU ge- 
gründet, dessen Mitgliederzahl durch in- 
tensive Hausbesuche und manche augen- 
fälligen Erfolge inzwischen beachtlich an- 
stieg. Der Vorsitzende Dröschel, der kürz- 
lich von einer Delegiertentagung wie- 
dergewählt wurde, gab einen Überblick 
über die Fülle der Kleinarbeit, die in den 
letzten Monaten in dem neuen Stadtbe- 
zirk geleistet werden konnte. Das Zusam- 
menspiel zwischen dem jungen Ortsver- 
band Eschberg, dem Kreisverband Saar- 
brücken und den verschiedenen CDU- 
Landesministern hat sich hervorragend 
bewährt. 

sen, als er sagte, daß die sozialdemokra- 
tische Aktivität so lange gehemmt gewe- 
sen sei, wie ein CDU-Mann an der Ver- 
waltungsspitze gestanden habe. Man 
müsse aber zugestehen, daß der frühere 
Oberstadtdirektor Dr. Max Adenauer ein 
objektiver und anständiger Mann gewe- 
sen sei. 

In einer Erklärung an die Kölner Be- 
völkerung hat die CDU-Ratsfraktion dazu 
u. a. mitgeteilt: 

„Die SPD-Rathausfraktion schweigt 
zu den Berichten, durch die die Bürger- 
schaft auf Grund der freimütigen Aus- 
sagen des Leiters des Hauptamtes der 
Stadt Köln, des SPD-Genossen Fey, 
über die Existenz und die Arbeits- 
methoden der Aktionsgemeinschaft 
öffentlicher Dienst der SPD unterrichtet 
wurde. Auch hier ist die SPD angespr<v< 
eben, da sie sich mit ihren Mitglieder» 
an Unternehmen beteiligt, die unseres 
Erachtens mit der Gemeindeordnung 
und dem Beamtenrecht unvereinbar 
sind. Zu all dem aber schweigt die 
SPD und tut so, als sei sie nicht ange- 
sprochen. 

Die CDU weiß, daß die ihr nach der 
Kommunalwahl zugefallenen Aufgaben 
nicht leicht sind. Die Gefahr des Miß- 
brauches der durch die Mehrheitsverhält- 
nisse im Rat einer Fraktion in die Hand 
gegebenen Macht verlangt von der CDU 
zwingend, die Entwicklung in allen Be- 
reichen der Verwaltung genauestens 2U 
beachten, zumal auch hier die sozialistisch 
geprägte Denkweise mehr als bisher Ein- 
gang gefunden hat. 

Die CDU muß und wird das Tun und 
die Entscheidungen der SPD im Rat sorg- 
sam überwachen und sichtbar werdenden 
einseitigen Tendenzen, die mit der 
Grundhaltung der Kölner Bevölkerunq 
nicht in Einklang zu bringen sind, früh 
genug entgegenwirken." 

Kommentar der SPD: Die Reaktion der 
CDU ist ein verfrühter Wahlkampf. 



VERTRIEBENE 
und 

FLÜCHTLINGE 

Dank an Dufhues 

Der CDU/CSU-Landesverband Oder- 
Neiße hat dem Geschäftsführenden CDU- 
Vorsitzenden Josef Hermann Dufhues 
für die Unterstützung der Vertriebenen 
und Flüchtlinge in der CDU gedankt. Der 
Landesvorsitzende und Berliner Bundes- 
lagsabgeordnete Josef Stingl erklärte in 
Bonn, Dufhues haben sich den Belangen 
der Menschen aus Ost- und Mitteldeutsch- 
land stets  aufgeschlossen  gezeigt. 

-  Für eine sachliche Diskussion 

Für eine sachliche Auseinandersetzung 
zwischen den Heimatvertriebenen und 
den Vertretern der Evangelischen Kirche 
über die Denkschrift zur Ostpolitik hat 
sich der stellvertretende Bundesvorsit- 
zende der Landsmannschaft Schlesien und 
niedersächsische CDU-Landtagsabgeord- 
nete Helmut Kostorz ausgesprochen. 
Kostorz bedauerte die Entgleisungen ein- 
zelner, die beispielsweise Drohbriefe an 
evangelische Geistliche geschrieben ha- 
ben. Sie könnten der Gesamtheit der Ver- 
triebenen nicht zur Last gelegt werden, 
da die Menschen aus Ostdeutschland in 
der Vergangenheit stets bewiesen hätten, 
daß sie Radikalismus in jeder Form ab- 
lehnen. 

Kritik an de Gaulle-Berater 

Der CDU/CSU-Landesverband Oder- 
Nfeiße hat den strategischen Berater des 
^nzösischen Präsidenten, General 
"aufre, wegen seiner Erklärungen zur 
Frage der Oder-Neiße-Gebiete kritisiert. 
Wenn der General heute bemängele, daß 
die Deutschen zur Wiedervereinigung 
drängen und weiter für die Grenzen 
Deutschlands in den Grenzen von 1937 
eintreten, dann tun sie nichts weiter als 
daß sie an den Potsdamer Beschlüssen 
der damaligen Alliierten festhalten, er- 
klärte der Landesverband. 

Vertriebenentagung in Kaufbeuren 

Gemeinsam mit dem Landesverband des 
J3HE in Bayern führt der CDU/CSU-Lan- 
desverban^ Oder-Neiße am 19. Februar 
in Kaufbemen eine Arbeitstagung durch. 
Daran werden vom BHE u. a. dessen 
Landesvorsitzender, Staatssekretär a. D. 
Gutsmuths, sowie der Landesvorsitzende 
des Blocks Junger Deutscher, Kurt Keil- 
Her, und vom CDU/CSU-Landesverband 
Oder-Neiße dessen Vorsitzender Josef 
Stingl teilnehmen. Außerdem werden der 
CSU-Vorsitzende Strauß und der bay- 
rische Arbeits- und Sozialminister Hans 
Schütz erwartet. 

Gegen Kürzung der Mittel 
Landesverband Oder-Neiße und BdV Nordrhein-Westfalen berieten 

Der CDU/CSU-Landesverband Oder-Neiße und der Landesverband des BdV 
Nordrhein-Westfalen haben sich entschieden gegen die Vorschläge der SPD- 
Fraktion im nordrhein-westfälischen Landtag gewandt, die Mittel, die für die 
soziale und kulturelle Betreuung der Vertriebenen dienen, um rund ein 
Drittel zu kürzen. 

Anläßlich eines gemeinsamen Ge- 
sprächs, das am 26. Januar in Bonn statt- 
fand, wurde dazu übereinstimmend er- 
klärt, bei einer derartigen Kürzung sei 
die Fortführung der vom Land unterstütz- 
ten Aufgaben nicht mehr möglich. Vom 
CDU/CSU-Landesverband Oder-Neiße 
nahmen an dem Gespräch der Vorsit- 
zende, der Berliner Bundestagsabgeord- 
nete Josef Stingl, und seine beiden Stell- 
vertreter, Alfred Klose, MdL, und Paul 
Scholz, MdL, teil. Die Delegation des 
BdV-Landesverbandes wurde vom Lan- 
desvorsitzenden, Walter, geführt. 

Stingl versicherte bei der Zusammen- 
kunft, bei der es u. a. um Fragen der Ein- 
gliederung sowie um die Denkschrift der 
EKD zur Frage der deutschen Ostgebiete 
ging, daß die 19. Novelle zum Lasten- 
ausgleichsgesetz entsprechend den Zu- 
sagen des CDU-Vorsitzenden Dr. Ade- 
nauer und des Vorsitzenden der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion, Dr. Barzel, bald 
eingebracht und noch in diesem Jahr be- 
handelt werden soll. Da die Leistun- 
gen, die durch eine 19. Novelle gewährt 

würden, aus dem Lastenausgleichsfonds 
finanziert werden, werde der Bundeshaus- 
halt nicht in Anspruch genommen. 

Die Gesprächsteilnehmer waren über- 
einstimmend der Meinung, daß der 
Rechtsanspruch auf die deutschen Ostge- 
biete mit allen friedlichen Mitteln weiter 
verfochten werden soll. Alle Versuche, 
sich auf der Grundlage des Rechts mit 
dem polnischen Nachbarvolk auszusöh- 
nen, werden begrüßt und unterstützt. 

Ev. Arbeitskreis diskutiert 

Auch der Evangelische Arbeitskreis der 
CDU/CSU will sich jetzt an der öffent- 
lichen Diskussion über die umstrittene 
Denkschrift der Evangelischen Kirche 
Deutschlands zur Ostpolitik beteiligen. 
Wie vom Arbeitskreis bekannt wurde, 
wird sich die Februar-Ausgabe der „Evan- 
gelischen Verantwortung", des Informa- 
tionsdienstes des Arbeitskreises, aus- 
schließlich diesem Problemkreis widmen. 

Die Kontakte suchen 
Sozialminister  Grundmann  ehrte  Sieger  des  Schülerwettbewerbs 

Bei der Preisverteilung für die Sieger des 12. Mittel- und Ostdeutschen 
Schülerwettbewerbs hat der nordrhein-westfälische Sozialminister Konrad 
Grundmann erklärt, es müßten Möglichkeiten unmittelbarer Kontakte zwischen 
der Jugend der Bundesrepublik und der jungen Generation der osteuropä- 
ischen Nachbarländer erwogen werden. 

Der Minister betonte, die junge Gene- 
ration habe eine große Aufgabe, um in 
unserem Volk den Willen zur Wieder- 
vereinigung aufrechtzuerhalten und die- 
sen Willen nach außen hin stärker sicht- 
bar werden zu lassen. Es sei Sinn des 
Schülerwettbewerbs, die Jungen und 
Mädchen durch die notwendigen Kennt- 
nisse über die geschichtliche Vergangen- 
heit unseres Volkes in Ost und West, 
über die geistigen und kulturellen Lei- 
stungen ganz Deutschlands und über die 
Situation im heute geteilten Deutschland 
auf diese Aufgabe vorzubereiten. 

Grundmann dankte insbesondere dem 
nordrhein-westfälischen Kultusminister 
Prof. Mikat für die Förderung dieses 
Wettbewerbs, der erneut bewiesen habe, 
daß die Jugend für die Schicksalsfragen 
unseres Volkes ansprechbar und bereit 
sei, Aufgaben und Verantwortung zu 
übernehmen. 

Das überragende Ergebnis des Schüler- 
wettbewerbs 1965 war eine Rekordbetei- 
ligung, wie sie vorher noch nie zu ver- 
zeichnen war. Diesmal beteiligten sich 
rund 1500 Schulen, das sind rund ein 
Drittel mehr als 1964. Bei den berufs- 
bildenden Schulen stieg die Beteiligung 
sogar um 85 Prozent.  Insgesamt  gingen 

über 33 000 Lösungen eines mit dem Wett- 
bewerb verbundenen Preisausschreibens 
ein.   

180 000 ausländische Flüchtlinge 

Nach Angaben des Bundesvertriebenen- 
ministeriums leben gegenwärtig rund 
180 000 ausländische Flüchtlinge in der 
Bundesrepublik. Wie in diesem Zusam- 
menhang weiter mitgeteilt wurde, sind 
mit Hilfe des Bundesevakuiertengesetzes 
bisher rund 269 000 Evakuierte in ihre 
Heimatorte zurückgeführt worden. Rund 
40 000 warten noch auf diese Maßnahme, 
davon leben etwa 6000 in der sowjeti- 
schen Besatzungszone und in den unter 
fremder Verwaltung stehenden deutschen 
Ostgebieten. 
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Neuss als Geldsammler 
Unbehagen über das Reichssammlungsgesetz aus dem Jahre 1934 

Der Privatmann Wolfgang Neuss, umstrittener Kabarettist, darf eine öffent- 
liche Sammlung veranstalten, um Geld für die Fortführung seiner Prozesse 
gegen die Verleger Westberliner Zeitungen zu bekommen, die seit Wochen 
keine Anzeigen des Kabarettisten mehr veröffentlichen. Er hatte die Zeitungen 
der Lüge, Kriegshetze und Propaganda für die USA beschuldigt. 

In Berliner politischen Kreisen ist star- 
kes Unbehagen gegen das Reichssamm- 
lungsgesetz aus dem Jahre 1934 geäußert 
worden, das derartige Sammlungen zu- 
läßt. Sie verweisen darauf, daß Neuss 
als Kabarettist und Darsteller in Filmen 
sowie durch Rundfunksendungen genü- 
gend Geld verdient hat und noch ver- 
dient, so daß er die Prozeßkosten aus 
eigenen Mitteln  tragen  könnte. 

Sie   teilen   nicht   die   Auffassung von 
Neuss und  einigen   Linksradikalen, daß 
der    Prozeß    eine    Angelegenheit von 
öffentlichem   Interesse   sei. 

Vielmehr handele es sich um eine pri- 
vate Auseinandersetzung zwischen Neuss 
und den Verlegern, die von dem Kaba- 
rettisten schwer beleidigt worden seien, 
nachdem sie einen Spenden-Aufruf für 
die Opfer des Vietnam-Krieges veröffent- 
licht hatten. 

Neuss wird bei seiner Sammlungs- 
aktion    lebhaft    von    dem    Philosophie- 

Pless (SPD) noch aktiver 
Der hessische SPD-Landtagsabgeordnete 

Philipp Pless (siehe UiD Nr. 2/66) rührt 
fleißig weiter die Werbetrommel für die 
neutralistischen „Ostermarschierer". Am 
Wochenende hat er auf einer „Oster- 
marsch"-Kundgebung bedauert, daß sich 
die SPD und der DGB nicht kollektiv die- 
ser Neutralisten-Bewegung angeschlossen 
haben. Zu den Unterzeichnern des „Oster- 
marsches" gehören u. a. jetzt auch die 
hessische SPD-Landtagsabgeordnete und 
Gewerkschaftssekretärin Liesel Winkel- 
sträter und die früheren SPD-Bundestags- 
abgeordneten Prof. Baade und Alma 
Kettig. 

Studenten Reinhard Strecker unterstützt, 
der vor Jahren mehrfach von sich reden 
machte. Er war Initiator der aus östlichen 
Quellen gespeisten Ausstellung über un- 
gesühnte Nazijustiz, die vom Sozialisti- 
schen Deutschen Studentenbund (SDS) 
organisiert wurde. Er gehörte damals 
noch zur SPD, die sich jedoch von der 
Ausstellung wegen ihrer unbekannten 
Hintermänner distanzieren mußte. 

Neuss-Kumpan Strecker hatte auch 
schon einmal seine Übersiedlung nach 
Großbritannien angekündigt, weil er an- 
geblich als Agent der Sowjetzone ver- 
leumdet worden sei und eine Anzahl von 
Drohbriefen erhalten habe. 

Um das Wohngeldgesetz 

Am 10. und 11. Februar treffen in Saar- 
brücken die Mitglieder der Fachkommis- 
sion zusammen, die innerhalb des Bau- 
finanzierungsausschusses der für Bau-, 
Wohnungs- und Siedlungswesen zustän- 
digen Länderminister und Senatoren ge- 
gründet worden ist. Im Mittelpunkt der 
Tagung steht die Frage nach den Erfah- 
rungen mit dem Wohngeldgesetz, ße 
kanntlich muß das Bundeswohnungsbau- 
ministerium bis zum 1. Juli dem Bundes- 
tag einen Erfahrungsbericht vorlegen. 
Die Tagung in Saarbrücken dient dazu, 
Einzelfragen mit den Länderbehörden ab- 
zustimmen und die Einzelberichte in ih- 
rem Rahmen festzulegen. Bis zum l 
März sollen die Berichte aus den Län 
dem dem Bundesministerium zugehen. 
Schon heute, so läßt sich nach Aussagen 
von Fachleuten sagen, steht fest, daß 
man in einzelnen Punkten bei dem Wohn- 
geldgesetz nicht um eine Novellierung 
herumkommen  wird. 

Politische Hasardeure 
Verteidigungskongreß der CDU verurteilt SPD-Thesen 

< 

Als eine „gefährliche These politischer Hasardeure" verurteilte am Wochen- 
ende der CDU-Bundestagsabgeordnete Dr. Marx auf einem verteidigungs 
politischen Kongreß der schleswig-holsteinischen CDU in Flensburg die For- 
derungen nach Abschluß von Vereinbarungen mit dem Ulbricht-Regime und 
nach einer militärisch verdünnten Zone in Mitteleuropa nach den Vorstel- 
lungen des polnischen Außenministers Rapacki. 

Dr. Marx wies damit die Forderungendie Entsendung eines Lazarettschiffes zu 
der schleswig-holsteinischen SPD zurück.begrenzen. Vielmehr solle auch auf dem 
die im Rahmen einer Entschließung ver-Bausektor Hilfe angeboten werden. Marx 
öffentlicht und auch vom SPD-Bundes-wandte sich entschieden gegen die For- 
vorstand gerügt worden waren (siehederung des SPD-Bundestagsabgeordneten 
UiD Nr. 2, 4/66). Folge die SPD Vorstel-Schmitt-Vockenhausen, auch der kommu- 
lungen dieser Art, dann falle sie in dienistischen Seite humanitäre Hilfe zu ge- 
politische Vorstellungswelt der fünfziger währen. 
Jahre  zurück und bedrohe  die  erreichte 
Stabilität des freien Deutschlands. 

Der Abgeordnete sprach sich dafür aus, 
die deutsche Vietnam-Hilfe nicht nur auf 

Begabtenförderung erweitert 
Schülerförderung in Bayern erfordert 44 Millionen DM 

Nach den Vorstellungen des bayerischen Kultusministers sollen in Zukunft 
auch solche Schüler gefördert werden, die weniger gute Leistungen aufweisen 
könne. 

Vor dem kulturpolitischen Ausschuß des 
bayerischen Landtages erläuterte Dr. Hu- 
ber seine Pläne über die Begabtenförde- 
rung. Nach seinen Absichten sollen nicht 
nur gute Schüler vom 1. September an 
eine monatliche Förderung von 50 bis 
230 DM erhalten. Damit soll in Bayern 
die Begabtenförderung nicht nur von her- 
vorragender schulischer Leistung abhän- 
gig gemacht werden. Allerdings erhalten 
nur solche Schüler eine Unterstützung, 
deren Eltern ein Jahreseinkommen bis zu 
8400 DM beziehen. 

Schlechte Schüler werden freilich auch 
in Bayern nichts vom Staat erhalten, denn 
immerhin ist ein Notendurchschnitt von 
2,5 Voraussetzung für die staatliche För- 
derung. Mit den für diese Zwecke vorge- 

sehenen 44 Millionen DM werden in 
Bayern dann 15 Prozent aller Schüler un- 
terstützt werden können. 

Die Sozialdemokraten hatten ursprüng- 
lich eine Förderung für alle Schüler ver- 
langt, die versetzt werden, auch wenn das 
Zeugnis lauter Vierer enthält. Kosten- 
punkt 160 Millionen. Später ist die SPD 
in ihren Forderungen zurückgegangen und 
hat einen Notendurchschnitt von 3 als Be- 
dingung der Förderung genannt, wodurch 
sich die Kosten auf 70 Millionen DM ver- 
ringert hätten. 

Die Vorschläge der Kultusminister wer- 
den aber als realistisch und kulturpoli- 
tisch vertretbarer gehalten, wie aus den 
zahlreichen zustimmenden Erklärungen 
der Lehrerverbände eindeutig hervorgeht. 
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Marx bedauerte, daß die Probleme 
der militärischen Verteidigung von| 
einem Teil der Bevölkerung nicht mehrl 
ernst genug genommen würden. OLn 
wohl die letzten Herbstmanöver d*l 
Zone in Thüringen den aggressiven! 
Geist und eine hohe Schlagkraft derl 
kommunistischen Truppen bewiesen! 
hätten, sei das Bewußtsein einer kom- 
munistischen Bedrohung im Schwinden- 
Marx rechnet sogar mit dem Wieder- 
aufleben des kalten Krieges. 

An der Tagung, die von Prinz Ferdil 
nand zu Schleswig-Holstein geleitöl 
wurde, nahm u. a. auch der Vorsitzende 
der CDU-Fraktion im Landtag, Staatsrat 
Mentzel, teil. 

132 Opfer des Schießbefehls 
Seit dem Bau der Schandmauer sind 

132 Menschen bei Fluchtversuchen in defl 
freien Teil Berlins und in die Bundes- 
republik von sowjetzonalen Grenzwäcb" 
tern erschossen worden. Seit dieser Zeil 
sind bei den BundesnotaufnahmestelleD 
über 180 000 Bewohner Mitteldeutschlands 
registriert worden. Seit Beginn des Not 
aufnahmeverfahrens sind rund 2,9 Miliiöj 
nen Menschen in die Bundesrepublik ge 
kommen. 


